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Die Covid-19-Pandemie versetzte der  
Welt den wahrscheinlich gravierends-
ten Schock der jüngeren Geschichte. 
Selbst in reichen Ländern sind Gesund-
heitssysteme mitunter völlig kollabiert. 
Welche dramatischen Folgen die Pan-
demie hingegen für ärmere Länder 
zeitigt, beginnen wir erst langsam zu 
begreifen: So warnt die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) bereits vor 
einer Hungerpandemie. Längst sind  
Impfprogramme zusammengebrochen,  
die vor allem Kinder vor Infektions-
krankheiten schützen, für die es vor 
Ort keine adäquaten Behandlungs-
möglichkeiten gibt.1 Und schon jetzt 
ist absehbar, dass die reduzierten oder 
gar eingestellten Präventions- und Be-
handlungsprogramme zu steigenden 
Infektionszahlen mit Malaria, HIV/
Aids, Tuberkulose und anderen lebens-
bedrohenden Krankheiten führen wer-
den. Jahrzehntelang hart erkämpfte 
Erfolge drohen zu zerfallen, verstärkte 
Armut, Leid und Tod könnten für viele 
die Folge sein. 

Angesichts dessen fanden sich be-
reits Anfang Mai Regierungen aus der 
ganzen Welt virtuell zusammen, um 
ein Zeichen globaler Solidarität zu set-
zen. Gemeinsam mit der WHO riefen 
sie eine Plattform namens ACT-A (Ac-
cess to Covid-19 Tools Accelerator) ins 
Leben, die die Forschung und Entwick-
lung, Produktion und Verteilung von 

1	 Vgl. zur Bedeutung von Impfungen: Overco-
ming barriers so vaccines can save lives, www.
msf.org, 29.4.2020; zur problematischen Situa- 
tion unter Corona: WHO and UNICEF warn of 
a decline in vaccinations during COVID-19, 
www.who.int, 15.7.2020, und Continuing es-
sential medical services during COVID-19, 
www.msf.org, 28.5.2020.

Impfstoffen, Tests und Medikamenten 
voranbringen soll. Milliardenbeträge 
an öffentlichen Geldern wurden bereit-
gestellt. Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel und viele andere sprachen davon, 
dass Impfstoffe, Tests und Medikamen-
te gegen Covid-19 globale öffentliche 
Güter sein und allen Menschen welt-
weit zugutekommen müssten. Die Ziel-
setzung schien ganz klar: Nur, wenn 
auf der ganzen Welt in ausreichender 
Menge bezahlbare Impfstoffe, Tests 
und Medikamente für alle zugänglich 
sind, kann die Abwärtsspirale aufge-
halten, Not gemindert und können Le-
ben gerettet werden. Nur so lässt sich 
der Weg in eine gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Normalität ebnen.

Von globaler Solidarität keine Spur

Ein globales öffentliches Gut für alle? 
Echte globale Gerechtigkeit? Die Ini-
tiative signalisierte eine der Situation 
angemessene Kehrtwende bei der Art, 
wie Forschung, Entwicklung, Preis-
setzung und Verteilung von Arznei-
mitteln heute funktionieren – und es 
ist deshalb umso fataler, dass es sich 
wiederum nur um Worthülsen handel-
te. Inzwischen ist man zum Business as 
usual zurückgekehrt – zum Leidwesen 
der Armen. 

Denn Deutschland, Frankreich, Ita-
lien, Großbritannien, die USA und an-
dere, die es sich leisten können, verein-
barten bereits Vorabkäufe mit Pharma-
firmen, um sich die knappen Medika-
mentenbestände und zukünftige Impf-
stoffe zu sichern. Dabei übernimmt die 
öffentliche Hand sogar das vollstän-
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dige Risiko bei noch nicht als wirk-
sam erwiesenen Impfstoffen. Phanta-
sie-Preise, die intransparent und sehr 
wahrscheinlich völlig unabhängig von 
den tatsächlichen Forschungs- und 
Entwicklungskosten sind, werden da-
bei von den Firmen aufgerufen und 
von den wohlhabenden Staaten zuge-
sichert. Alle anderen müssen sich hin-
ten anstellen. 

Obwohl es nötig ist, Impfstoffe, Me-
dikamente und Tests so rasch wie mög-
lich im globalen Maßstab in ausrei-
chender Menge zu produzieren, gibt 
es keinen verpflichtenden Austausch 
von Forschungsergebnissen mit Län-
dern, die über Produktionskapazitäten 
im globalen Süden verfügen. Erfolglos 
warb die WHO mit einem Solidarity 
Call to Action für einen Covid-19-Tech-
nologiepool – unterstützt wurde dieser 
hauptsächlich von Ländern des globa-
len Südens. Von Solidarität ist nichts 
mehr zu spüren: Anstatt dafür zu sor-
gen, dass der globale Bedarf so schnell 
wie möglich gedeckt wird, können 
Pharmafirmen auch weiterhin durch 
Patentmonopole und weitere Exklusiv-
rechte Impfstoffe, Tests und Medika-
mente künstlich verknappen. 

So schloss die Firma Gilead bei-
spielsweise im Fall des Medikaments 
Remdesivir ganz Südamerika aus ei-
ner Belieferung mit günstigeren Gene-
rika aus. Wohlhabende Staaten kaufen 
sich in Firmen mit vielversprechenden 
Impfstoffkandidaten im eigenen Land 
ein. Sie stellen Milliarden an Förder-
geldern für Forschung und den Aus-
bau von Produktionskapazitäten im ei-
genen Land bereit, ohne jegliche Be-
dingungen beispielsweise hinsichtlich 
der Preissetzung daran zu knüpfen. 
Auch die im Frühjahr affekthaft auf-
gestellten Exportverbote für medizi-
nische Schutzausrüstung offenbaren, 
wie trotz schöner Worte eine Art Medi-
zinprodukte-Nationalismus vor globa-
le Solidarität gestellt wird.

Einmal mehr zeigt sich derzeit, dass 
das medizinische Innovationssystem 
dabei versagt, das Menschenrecht auf 

Gesundheit zu verwirklichen: Immer 
wieder werden wichtige Medikamen-
te und Impfstoffe künstlich verknappt, 
sind lebensrettende Behandlungen für 
Patient*innen weltweit unbezahlbar. 
Und immer wieder wird die Forschung 
zu Krankheiten vernachlässigt, deren 
Behandlung als nicht rentabel gilt. 

Alles für Profit: Der Fehler im System

Begründet werden die hohen Preise mit 
enormen Forschungskosten. Unter den 
Tisch fallen dabei gern die Milliarden- 
summen öffentlicher Forschungsför-
derung, die den Firmen zufließen. Das 
zeigt das Beispiel des Tuberkuloseme-
dikaments Bedaquilin der Firma John-
son&Johnson: Dort lag der Anteil öffent-
licher Gelder an der Medikamenten- 
entwicklung sogar deutlich über dem 
der Hersteller. Und dennoch verlang-
te Johnson&Johnson zunächst einen 
Preis, der für 80 Prozent der Erkrank-
ten unbezahlbar war. Erst in Folge ei-
ner weltweiten Kampagne von Ärzte 
ohne Grenzen hat Johnson&Johnson 
den Preis deutlich gesenkt, wenngleich 
nicht alle Länder diesen erhalten.2

Dass die horrenden Preise rein 
gar nichts mit den tatsächlichen For-
schungs- und Entwicklungskosten zu 
tun haben, sondern danach gesetzt 
werden, was der Markt hergibt, of-
fenbart auch ein Bericht der WHO zu 
Krebsmedikamenten.3 Längst sind 
exorbitante Medikamentenpreise nicht  
mehr nur ein Problem im globalen Sü-
den: Selbst in Europa wird etwa der 
Zugang zum Hepatitis-C-Medikament 
Sofosbuvir in manchen Ländern rati-
oniert, weil es zu teuer ist. Die Firma 
Gilead brachte das Mittel, das zwölf 
Wochen eingenommen werden muss, 
in den USA zu einem Preis von 84 000 

2	 Vgl. TB-Medikament: Preissenkung für Be-
daquilin ist erster wichtiger Schritt – Jedoch 
mehr Länder müssen davon profitieren, www.
aerzte-ohne-grenzen.de, 6.7.2020.

3	 Vgl. Improving affordability and effectiveness 
of cancer medicines, www.who.int.
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US-Dollar auf den Markt. Dabei sind 
die 1000 Dollar pro Pille weder durch 
die Produktionskosten von unter einem 
Dollar noch durch die Entwicklungs-
kosten gerechtfertigt. 

Ebenso wacker wie der Mythos der 
notwendig hohen Preise hält sich die 
Vorstellung, allein exklusive Patent-
monopole könnten dafür sorgen, dass 
Impfstoffe, Diagnostika und Medika-
mente tatsächlich auch entwickelt wer-
den: Die Patentinhaber sind für 20 Jahre 
die alleinigen Anbieter auf dem Markt, 
können völlig frei Preise setzen und an-
dere Hersteller daran hindern, bezahl-
bare Generika zu produzieren – alles im 
Sinne der Profitmaximierung. Das aber 
führt nicht nur zu vielerorts unbezahl-
baren Preisen, sondern auch dazu, dass 
vor allem jene Medikamente in den Fo-
kus der Forschung rücken, mit denen 
sich die größten Einnahmen erzielen 
lassen. Die medizinischen Bedürfnisse 
der Menschen rücken dabei in den Hin-
tergrund, Ineffizienzen und massive 
Forschungslücken sind die Folge.

So gab es im Jahr 2014 noch keine 
Medikamente oder Impfstoffe gegen 
die Ebola-Pandemie, obwohl eine kli-
nische Studie bereits zehn Jahre zuvor 
einen wirksamen Impfstoffkandidaten 
gegen das Virus hervorgebracht hat-
te, der tausende Menschenleben hät-
te retten können. Der Grund für dieses 
Versäumnis: Ein Impfstoff versprach zu 
wenig Umsatz. Auch an der Entwick-
lung von Coronavirus-Impfstoffen gab 
es in den Jahren vor der aktuellen Pan-
demie kein gesteigertes kommerziel-
les Interesse – mit der Folge, dass wir 
nun weniger gut vorbereitet sind, als 
wir es hätten sein können. 

Längst schlägt die WHO auch auf 
einem anderen Feld Alarm – dem der 
Antibiotika, dem Grundpfeiler der mo-
dernen Medizin. Antibiotika verlie-
ren nach und nach ihre Wirksamkeit, 
weil Antibiotikaresistenzen entstehen 
– das ist ein bekanntes und natürliches 
Phänomen. Dennoch steigen Phar-
mafirmen seit Jahren aus diesem For-
schungsbereich aus; die Entwicklung 

neuer Antibiotika bleibt auf der Stre-
cke. Obwohl der medizinische Bedarf 
und die gesellschaftliche Bedeutung 
riesig sind, steuert die Welt angesichts 
dessen in ein gefährliches post-anti-
biotisches Zeitalter.4

Hier zeigt sich: Massive Forschungs-
lücken und horrende Preise sind ein 
globales systemisches Problem. Kom-
merzielle Interessen stehen im Wi-
derspruch zum gesellschaftlichen In-
teresse an effektiven Arzneimitteln 
zu bezahlbaren Preisen – doch sie be-
haupten sich nach wie vor. In der Co-
vid-19-Pandemie zeigt sich nun einmal 
mehr, dass dieses System dringend ge-
ändert werden muss.5

Doch auch wenn die Regierungen in 
vielen Ländern bereit waren, das ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Le-
ben zur Bekämpfung von Covid-19 ra-
dikal herunterzufahren, sind sie nicht 
zu radikalen Änderungen bereit, um 
die Gesundheitsbranche nachhaltig 
so zu verändern, dass sie den medizi-
nischen Bedürfnissen von Menschen 
weltweit unmissverständlich Priorität 
einräumt. Selbst bei der jüngst gegrün-
deten ACT-A-Plattform, in die Milli-
arden öffentlicher Gelder fließen, ver-
zichteten die Staaten darauf, gemein-
same Prinzipien aufzusetzen. Damit 
hätten sie festlegen können, dass voll-
ständige Kosten- und Preistranspa-
renz hergestellt wird, dass Firmen mit 
öffentlichen Geldern entwickelte Prä-
parate zum Selbstkostenpreis anbieten 
und global gerecht nach dringendstem 
Bedarf verteilen müssen; dass öffent-
lich geförderte Covid-19-Technologien 
automatisch in einen Pool eingespeist 
werden müssen, um weltweit zum Vor-
teil aller rasch produziert werden zu 
können. Selbst der von der WHO er-

4	 Vgl. MSF response to global launch of: ‚A New 
Pharma Initiative takes on the Antibiotic In-
novative Challenge‘, www.msfaccess.org, 
9.7.2020; vgl. auch Annett Mängel und Maria 
Rossbauer, Riskante Resistenzen: Die Antibio-
tikakrise, in: „Blätter“, 1/2015, S. 17-20.

5	 Vgl. dazu auch: Dieter Lehmkuhl, Gewinn 
vor Gesundheit. Das fatale Geschäft der Phar-
maindustrie, in: „Blätter“, 2/2018, S. 99-107.
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stellte Equitable Allocation Frame-
work, der eine gerechte globale Ver-
teilung von Covid-19-Arzneimitteln or-
ganisieren soll, ist weder bindend noch 
durchsetzbar. Durch die Vorabkäufe 
und andere Maßnahmen der reichsten 
Länder wird der Mechanismus konter-
kariert und droht deshalb wirkungslos 
zu verpuffen. 

Private kontrollieren,  
WHO stärken

Die WHO ist als Institution der Ver-
einten Nationen die einzige neutrale 
globale Instanz, die über das global le-
gitimierte Mandat, die Expertise und 
die Erfahrung verfügt, adäquate Maß-
nahmen zum Wohle aller zu ergreifen 
– gerade in einer Pandemie. Dennoch 
erhielt sie fatalerweise von vornherein 
keine übergeordnete koordinierende 
Rolle in der globalen Antwort auf Co-
vid-19. Stattdessen haben philanthro- 
pische Organisationen, multilaterale 
Akteure wie die globale Impfstoffalli-
anz GAVI, die Koalition für Innovatio-
nen in der Epidemievorbeugung CEPI 
oder die Non-Profit-Produktentwick-
lungspartnerschaft für Diagnostika 
FIND die Federführung inne. Gleich-
wohl deren Expertise wie Erfahrung 
wichtig und das immense Vermögen 
privater Stiftungen inbesondere für die 
gesundheitliche Versorgung im glo-
balen Süden derzeit unverzichtbar ist, 
sollten sie doch als einzelne Akteure 
zwingend von unabhängiger Stelle ko-
ordiniert und kontrolliert werden – und 
nicht selbst in einer global fundamen-
talen Frage koordinieren. Die dafür  
alleinzuständige Instanz ist die WHO.

Der Umstand, dass weniger als ein 
Viertel ihres Budgets aus verpflichten-
den Zahlungen der Mitgliedstaaten be-
steht, der Großteil der Mittel freiwilli-
ge, oft zweckgebundene Beiträge sind 
und die Bill & Melinda Gates Stiftung 
die größte Geberin ist, zeigt jedoch, wie 
abhängig die WHO ist. Es ist fahrlässig, 
dass Regierungen Fragen der globalen 

Gesundheit dem Gutdünken Einzelner 
überlassen. Die Antwort darauf kann 
aber nur sein, die WHO staatlicher-
seits ausreichend finanziell auszustat-
ten und sie als unabhängige Instituti-
on zu stärken. Das hilft nicht nur dabei, 
völlig abwegige Verschwörungserzäh-
lungen zu vermeiden, sondern auch da-
bei, die bestmögliche gesundheitliche 
Versorgung für die Menschen weltweit  
sicherzustellen. 

Immerhin hat die derzeit starke öf-
fentliche Aufmerksamkeit, die die Ent-
wicklung von Covid-19-Arzneimitteln 
erfährt, bislang verhindert, dass ein-
zelne Firmen die globale Pandemie 
vollends zu ihrem finanziellen Vor-
teil ausschlachten können. Viele Län-
der des globalen Südens verschärfen 
derzeit ihre Kritik an geistigen Eigen-
tumsrechten, insbesondere an den Pa-
tenten. Die im Welthandelsrecht mög-
liche Erteilung sogenannter Zwangs-
lizenzen, um Generikaherstellern 
auch gegen den Willen von Patentin-
habern die Produktion eines Medika-
ments zu ermöglichen, hilft bei Impf-
stoffen kaum weiter – weil sie schwieri-
ger herzustellen sind und bisweilen so-
gar neue klinische Studien erfordern. 
Notwendig wären daher ein komplet-
tes Außerkraftsetzen von Patenten und 
anderen Exklusivrechten bei Covid-19 
sowie ein vollständiger Technologie-
transfer – doch das wird gegen die rei-
chen Länder wohl nicht durchzusetzen 
sein.

Damit offenbart die Coronakrise 
einmal mehr, wie unzulänglich die bis-
herigen politischen Maßnahmen zur 
Entwicklung, Produktion und global 
gerechten Verteilung der benötigten 
Arzneien sind. Das muss sich dringend 
ändern: Kein einzelner Staat und kei-
ne einzelne Firma sollte darüber ent-
scheiden können, wer eine notwendi-
ge gesundheitliche Versorgung erhält 
und wer nicht. Es dauerte rund zehn 
Jahre, bis lebensrettende HIV-Medi-
kamente endlich auch den globalen 
Süden erreichten. Das darf sich bei Co-
vid-19 auf keinen Fall wiederholen.


